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Kaſſenbehörde nach Wiederverheiratung gegen Vorlage der ſtandes —

amtlichen Heiratsurkunde und zwar in der Regel an die amtliche
Fürſorgeſtelle zur - Aushändigung an die Witwe . Die Fürſorge⸗
ſtellen haben eine nützliche , wirtſchaftliche und zweckentſprechende
Verwendung des Geldes zu überwachen .

Die Witwe eines Kriegsteilnehmers , die nach ihrer Wieder —

verheiratung auch ihren zweiten Mann infolge des Krieges

verliert , hat ſelbſtverſtändlich trotz der gewährten Abfindungs⸗

ſumme erneut Anſpruch auf die ſich aus der neuen Ehe ergebende

geſetzliche Hinterbliebenenverſorgung . Ob und wieweit in der⸗

artigen Fällen etwa eine Anrechnung der gewährten Abfindungs⸗

ſumme zu erfolgen hat , bleibt der Entſcheidung der oberſten

militäriſchen Verwaltungsbehörde vorbehalten “) .

Die Geldverſorgung der Angehörigen von Vermißten .

In eine beſondere Notlage können die Angehörigen der

Vermißten gelangen , da ſie außer der Familienunterſtützung

noch keinerlei Hinterbliebenenverſorgung erhalten können . Ver⸗

mißte verlieren nach den beſtehenden Vorſchriften kurze Zeit nach

dem Vermißtſein ihren Anſpruch auf Löhnung und Gehalt .
Wenn deren Familienangehörige aber auf dieſe Gebührniſſe für

ihren Lebensunterhalt angewieſen ſind , ſo können ihnen dieſe

ganz oder zum Teil weiter bewilligt werden . Zu den empfangs⸗

berechtigten Familienangehörigen zählen in erſter Linie die Ehe —
frau ſowie die ehelichen und legitimierten Kinder , dann aber

auch Eltern , Großeltern , Geſchwiſter , Geſchwiſterkinder und

Pflegekinder ; ausgeſchloſſen von dieſer Vergünſtigung ſind

dagegen uneheliche Kinder , Pflegeeltern , Stiefeltern und Verlobte .

Die Bewilligung wird vom Bataillonskommando oder einer

militäriſchen Stelle im gleichen oder höheren Rang verfügt .
Über die Vorausſetzungen zur Bewilligung der Löhnung

der Vermißten haben ſich , die amtlichen Fürſorgeſtellen zu

äußern . Ein abgelehntes Geſuch kann mit beſſerer Begründung
erneuert und auch den übergeordneten Stellen vorgetragen werden .

Das Vermißtſein führt häufig beim Fehlen jeder weiteren

Nachricht zur Kriegsverſchollenheit , bis ſchließlich mit Gewiß⸗

heit der eingetretene Tod des Kriegsteilnehmers angenommen

werden muß .

) Siehe S . K. 1917 , Nr . 4, S. 45.
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Nach den Vorſchriften des §S 15 B . G . B . kann ein ver⸗

mißter Kriegsteilnehmer erſt nach Ablauf von 3 Jahren nach

Friedensſchluß für tot erklärt werden . Dieſe Friſt erwies ſich

jedoch in den jetzigen Kriegsverhältniſſen als zu lang und wurde

deswegen zur Verhütung erheblicher wirtſchaftlicher Schädigungen
und zur Sicherung des Rechtsverkehrs durch B . V. vom 18 . April

1916 ( R. G. Bl . S . 296 ) , neue Faſſung vom 9. Auguſt 1917

(R. G. =Bl. S . 702 ) ,
1

8 verkürzt ; auch wurde das Ver⸗

fahren der Todeserklärung vereinfacht und von Koſten frei

gehalten .

Nach der erwähnten Bundesratsverordnung kann ein ver —

mißter Kriegsteilnehmer im Wege des Aufgebotsverfahrens für

tot erklärt werden , wenn deſſen Tod zwar nicht nachgewieſen ,
aber den Umſtänden nach ſo gut wie gewiß iſt . Dieſe Gewißheit

kann bei Benützung des ausgebildeten , auch das Schickſal der

Kriegsgefangenen umfaſſenden Nachrichtendienſtes und der bei

den verſchiedenen amtlichen Auskunftſtellen geſammelten Nach⸗

weiſungen als ſicher angenommen werden , wenn vom Leben des

Vermißten ein Jahr lang keine Nachricht eingegangen iſt ?“)

Der Antrag auf gerichtliche Todeserklärung , die nach

12 Monaten Vermißtſeins herbeigeführt werden kann , iſt bei

) Vom Preußiſchen Kriegsminiſterium wurde in Berlin für die

Preußiſche Armee ein Zentralnachweisbüro als amtliche Aus⸗

kunftſtelle über gefallene und vermißte bezw . gefangene
Soldaten ſowie über Reichsangehörige im Auslande errichtet .

Es erteilt Auskunft über alle verwundeten und gefallenen Perſonen der eigenen
Armee . Die Adreſſe des Zentralnachweisbüro lautet : An das Zentralnach⸗
weisbüro des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums , Berlin NW. 7,

Dorotheenſtraße 48. Die Auskunftserteilung erfolgt ſchriftlich , jedoch

nur bei Anfragen , die auf den bei jedem Poſtamt koſtenfrei erhält⸗

lichen roſa Doppelkarten geſtellt ſind . Weiter wurden errichtet beim

Bayeriſchen , Sächſiſchen und Württembergiſchen Kriegs⸗

miniſterium in München , Dresden und Stuttgart je ein

Nachweisbüro für die Angehörigen der betreffenden Armeen . Ferner
erteilen Auskunft : das Zentralnachweisbüro des Reichsmarineamts ,

Berlin , Matthäikirchſtr . 9, über alleAngehörigen
885

Marine , die Zentral⸗

auskunftſtelle des Auswärtigen Amtes in Berlin , Am Karlsbad 10, über

deutſche Staatsangehörige im Ausland , auch ſoweit möglich über deutſche

Gefangene in Feindesland , in Baden : Die Badiſche Gefangeneufürſorge
des Landesvereins vom Roten Kreuz , Freiburg i. B. Bertholdſtr . Nr . 14.

An die Truppenteile ſelbſt ſind Anfragen über den Verbleib von Ver⸗

wundeten uſw . nicht zu richten , da dieſe über ihren Aufenthaltsort in

vielen Fällen keine Auskunft geben können .



62

dem Amtsgericht des letzten inländiſchen Wohnſitzes ſchriftlich

oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers zu ſtellen . Gerichts⸗

gebühren werden für das Verfahren nicht erhoben . Der Antrag

kann von jedem geſtellt werden , der an der Todeserklärung ein

berechtigtes Intereſſe hat , insbeſondere von den Angehörigen

und Erben des Vermißten .

Die gerichtliche Todeserklärung iſt nicht erforderlich ,

wenn lediglich Anſprüche auf Grund der R . V . O . oder des

M. H. G. geltend gemacht werden ſollen , da hier ſchon die Glaub⸗

haftmachung der Kriegsverſchollenheit genüght . (§S 34 M. H. G. )
Dagegen iſt die gerichtliche Todeserklärung unbedingt not⸗

wendig , falls ein Anſpruch auf Auszahlung einer Lebensver⸗

ſicherungsſumme , eines Erbteils erhoben , über Grundſtücke und

Hypotheken verfügt werden oder ſonſtwie eine Eintragung in

öffentliche Bücher und Regiſter erfolgen ſoll . ( Wiederverheiratung ,

Erlöſchen der elterlichen Gewalt des Vaters und Übergang auf

die Mutter . )

Soweit die Kriegsteilnehmer bereits länger als 18 Monate

vermißt werden , gelten ſie ohne Todeserklärung als ver⸗

ſchollen und im Kriege geblieben , ſo daß demgemäß auch die

Vorausſetzungen des §S 34 M. H. G. 07 allgemein als erfüllt

anzuſehen ſind . Den Witwen , Waiſen und Eltern der Ver⸗

ſchollenen wird daher beim Zutreffen der übrigen Vorausſetzungen

des Geſetzes das Witwen - und Waiſengeld ſowie die Kriegs⸗

verſorgung ( auch Kriegselterngeld ) in den Grenzen der geſetz—

lichen Sätze bewilligt .
Soweit Kriegsteilnehmer noch nicht 18 Monate , aber länger

als 6 Monate vermißt werden , kann gleichwohl die geſetzliche

Hinterbliebenenverſorgung beantragt und es können

gemäß dem Allerhöchſten Erlaß vom 28 . Februar 1917 mit .

Ablauf des letzten Tages des auf das Vermißtſein folgenden

ſechſten Kalendermonats Vorſchüſſe bis zur Höhe der zu

bewilligenden Gebührniſſe auf die Hinterbliebenenbezüge gewährt
werden . Dieſe Vorſchüſſe dürfen bei Eltern und Großeltern

von Vermißten der Oberklaſſen 25 / , der Unterklaſſen 15 f

monatlich nicht überſteigen .

Die Anträge von Hinterbliebenen Verſchollener ſind

durch die amtlichen Fürſorgeſtellen aufzunehmen . Sie ſind ebenſo

vorzubereiten , wie alle anderen Hinterbliebenen - Verſorgungs⸗

anträge .
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Werden Verſchollene nach Bewilligung der Verſorgungs⸗

gebührniſſe für tot erklärt , ſo wird die Verſorgung unter An⸗

rechnung der bereits gezahlten Beträge für die bis zum Todes⸗

tage zurückliegende Zeit nach den dafür geltenden Vorſchriften

endgültig geregelt “) , und es hört die Fortzahlung der Löhnung

und die Familienzahlung “ “ ) auf , ebenſo 3 Monate nach

dieſem Zeitpunkt die Familienunterſtützung . Für Ange⸗

hörige , für die geſetzliche Hinterbliebenenverſorgung nicht in

Betracht kommt ( Geſchwiſter , Geſchwiſterkinder und Pflegekinder ) ,

müſſen die aus der Beſoldung gewährten Zuwendungen gleich⸗

falls eingeſtellt werden ; doch können ſtatt ihrer die bisherigen

Beträge in halber Höhe bis zu drei Monaten weitergewährt

werden f ) . Gnadengebührniſſe kommen für Hinter⸗

bliebene von Verſchollenen nicht in Betracht .

Vergl . S. K. 1917 , Heft 4, S. 47 und Heft 7, S. 90 , Anrech⸗

nung von Gebührniſſen auf die Hinterbliebenenbezüge betr .

über Kriegsverſchollenheit und Kriegsbehinderung in der Sozial⸗

verſicherung und ihre Bedeutung für die Jugendfürſorge ſ. 3 . Bl . für

V. , J . und F. , 8. I . , S. 144.

über Todeserklärung Kriegsverſchollener ſ. Z .Bl. für V. , J . und F. ,

8. J . , S. 64.

**) Familienzahlungen ſind Teile der Löhnung , die ſich die

Kriegsteilnehmer zum Unterhalt ihrer Familien bis zu 7½0 der Kriegs⸗

beſoldung und / der dienſtgradmäßigen Löhnung in Abzug bringen

laſſen können .

1) In Fällen , in denen für die Angehörigen Vermißter die geſetz⸗

lichen Verſorgungsgebührniſſe bewilligt werden dürfen , können beim Zu⸗

treffen der ſonſtigen Vorausſetzungen widerrufliche Zuwendungen aus

Kapitel 84 a im gleichen Umfange gewährt werden , wie dies hinſichtlich

der Hinterbliebenen und ſonſtigen Familienangehörigen der im gegen⸗

wärtigen Kriege Gefallenen uſw . durch beſondere Verfügungen angeordnet

worden iſt . ( K. M. Nr . 4575/6 17 C3 V) . S. K. 1917 , Nr . 8, S. 103 .

Durch Erlaß des Reichskanzlers vom 4. Februar 1916 I. A. 15508

( Armee⸗Verordnungsblatt , 51. Jahrg . Nr . 44 8. Sept . 17 S. 440 ) , wird

beſtimmt , daß die Aufwandsentſchädigung an die Angehörigen

vermißter Mannſchaften ſo lange zu zahlen iſt , bis der Nachweis

des Todes erbracht iſt .
Damit hat es folgende Bewandtnis : Nach der B. V. vom 26. März

1914 erhalten Familien , von denen eheliche oder den ehelichen geſetzlich

gleichſtehende Söhne durch Ableiſtung ihrer geſetzlichen zwei - oder drei⸗

jährigen Dienſtpflicht im Reichsheer , in der Marine oder in den Schutz⸗

truppen als Unteroffiziere oder Gemeine eine Geſamtdienſtzeit von 6 Jahren

zurückgelegt haben , auf Verlangen Aufwandsentſchädigung in

Höhe von 240 / jährlich für jedes weitere Dienſtjahr eines jeden ſeiner



Zur Stellung eines Antrags auf Todeserklärung
können ſich viele Angehörige von Vermißten nur ſchwer oder

gar nicht entſchließen , weil ſie ſich ſo lang als möglich an die

Hoffnung klammern , daß der Verſchollene doch noch lebt . Um

geordnete Verhältniſſe zu ſchaffen, iſt aber ein ſolches Vorgehen
ſehr erwünſcht . Die Witwe dazu zu zwingen , iſt kaum möglich .
Dagegen ſteht es bei den Lieferungsverbänden , ſoweit ihnen die

Unterſtützung der Kriegerfamilien obliegt , ſelbſt den Antrag
auf Todeserklärung zu ſtellen . Dazu liegt bei ihnen ein recht —
liches Intereſſe vor ( § 962 der Zivilprozeßordnung ) , weil mit

dem Einſetzen der Rente die Familienunterſtützung aufhört .
Die rechtzeitige Stellung des Antrags liegt aber auch im

Intereſſe der Kriegshinterbliebenen , und zwar aus folgendem
Grunde . In den Großſtädten ſind die Bezüge der Krieger
familien durch Mehrleiſtungen zu den Mindeſtſätzen der

Familienunterſtützung in der Regel ſo viel höher als die

Rentenbezüge , daß , wenn die Rente erſt ſpät feſtgeſtellt
wird und für einen ſehr langen Zeitraum nachzuzahlen iſt , die

anzurechnenden Bezüge der genoſſenen Familienunterſtützung den

nachzuzahlenden Rentenbetrag erheblich überſteigen . Bezogen die

Angehörigen vermißter Kriegsteilnehmer auch die Löhnung ,
ſo erhöht ſich die Summe der anzurechnenden Beträge ſehr

erheblich , da auch die Löhnung nur einen Vorſchuß auf die

ſpäter zu zahlende Rente darſtellt . Je ſpäter die Todeserklärung
beantragt wird , deſto größer wird die in Abzug zu bringende
Summe , ſo daß die Hinterbliebenen unter Umſtänden nicht nur

keine größere erſtmalige Rentenzahlung erhalten , ſondern dem

Lieferungsverbande ( Gemeinde ) noch eine erhebliche Summe

zurückerſtatten müſſen .

geſetzlichen zwei - oder dreijährigen Dienſtpflicht genügenden Sohnes in

denſelben Dienſtgraden . ( S. Bekanntmachung , betreffend Aufwandsent⸗

ſchädigung an Familien für im Reichsheer , in der Marine oder in den

Schutztruppen eingeſtellte Söhne . Vom 26. März 1914 . R. G. Bl . Jahrg .
1914 , Nr . 15, S. 57. )

Die Aufwandsentſchädigung iſt an ſich eine reine Friedensfürſorge⸗

einrichtung , die auf der Erwägung beruht , daß Familien , die der Armee

mehrere Söhne zugeführt haben , Anſpruch auf einen angemeſſenen Aus⸗

gleich für die gebrachten wirtſchaftlichen Opfer haben ſollen . Die Vor⸗

ſchriften haben während des Krieges eine weitere Ausgeſtaltung und

Anpaſſung an die Kriegsverhältniſſe erfahren . ( S. Schweyer , Deutſche

Kriegsfürſorge S. 49 f. )
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Dieſe Unterſchiede in den angegebenen Bezügen ſind in den

letzten Fahren immer größer geworden , da ſowohl die Familien⸗
unterſtützung wie die Löhnung eine Erhöhung erfahren haben
während die geſetzlich feſtgelegten Hinterbliebenenrenten gleich
geblieben ſind . ( Vergl . S . 54 , Zuſchläge zum Kriegswitwen
und ⸗waiſengeld . )

Aus dieſem Grunde iſt es eine Pflicht der amtlichen Für —
ſorgeſtellen , die ſich weigernden le auf dieſe Folgen
hinzuweiſen ; wenn ſie bei ihrer Weigerung beharren , wäre der

Lieferungsverband zu erſuchen , ſeinerſeits den Antrag auf Todes⸗

erklärung zu ſtellen . Allerdings müſſen die Fürſorgeſtellen dann

auch Sorge tragen , daß die von den Frauen gefürchtete und meiſt
die Urſache ihrer Weigerung bildende Schlech terſtellung beim

Rentenbezug nicht eintritt , daß vielmehr bei Be edürftigkeit Zuſchüſſe
als Msdleichszuwendungen zu den Renten gegeben werden , wie

dies in einer ganzen Reihe von Städten bereits geſchieht . (Vergl.
Heft 3 der Schriften des Arbeitsausſchuſſes S . 28 , 31 , 99 . “

Den Kriegsgefangenen ſteht ein rechtlicher Anſpruch auf

die Weitergewährung der Löhnung oder des Gehalts nicht zu.

Dagegen ſind die Beſtimmungen , nach denen die Löhnung ( ohne

Teuerungszuſchuß von 9 / ) oder der Gehalt des K riegsgefangene
zur Beſtreitung des Lebensunterhalts der Angehörigen an dieſe
ganz oder teilweiſe zu gewähren ſind , auf alle Fälle ausgedehnt

worden , in denen dieſe Überweiſung zur Unterſtützung der deutſchen
Gefangenen ſelbſt notwendig erſcheint . Die Notwendigkeit kann

als vorliegend erachtet werden , wenn nachgewieſen wird , daß der

Kriegsgefangene infolge mangelhafter Beköſtigung und Bekleidung
der Überſendung von Verpflegun ugs⸗ und Stärkungsmitteln ſowie
von Kleidungsſtücken oder der Überweiſung von Geloberägen
zum Selbſtankauf ſolcher Gegenſtände dringend bedarf , und wenn

von den Angehörigen die Beſtreitung dieſer Koſten aus ihrem

Einkommen nach billigem Ermeſſen nicht geleiſtet werden kann .

Diesbezügliche Geſuche ſind an das Bezirkskommando zu richten

le

0

) Näheres ſ. von Olshauſen , Handbuch zum M. H. G. , Erläuterungen
zu § 34 und Schmidt , die Rechtsverhältniſſe der Vermißten .

Auf eine am —März im Reichstage geſtellte kurze Anfrage erklärte

eicherdee von Oven , daß für die militäriſche Beſoldung Vermißter
verſchhiedenartige Formulare verwendet werden , die Rückſicht nehmen auf
die Frage , ob Verdacht der heeich vorliegt . In ſolchen Fällen
unterliegt die Feſtſtellung des Tatbeſtandes einer genauen Prüfung , bevor
militäriſche Geldzuwendungen an die Angehörigen zugewieſen werden .

5
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Die auf neutralem Gebiet , z. B. in der Schweiz , unter⸗

gebrachten Heeresangehörigen bekommen aus deutſchen Mitteln

ihre zuſtändige Friedenslöhnung . Gehalt - oder Löhnungsaus⸗

zahlungen vom Truppenteil an die Angehörigen werden vom

Erſatztruppenteil ſofort eingeſtellt , ſobald dieſer von der erfolgten

Internierung Kenntnis erhält . Doch kann den Angehörigen im

Bedürfnisfalle der Unterſchied zwiſchen der im neutralen Gebiet

zahlbaren Friedenslöhnung und der Feldbeſoldung der Gefangenen

vom Bataillonskommando ausbezahlt werden . Diesbezügliche

Geſuche ſind an den Truppenteil zu richten , dem der Gefangene

vor ſeiner Gefangennahme zuletzt angehört hat “ ) .

Eine beſondere Art der Verſorgung der Kriegerwitwen iſt

d) die Kapitalabfindung .

Die Gewährung fortlaufender , geſetzlich geſicherter Ver —

ſorgungsgebührniſſe bewahrt die Kriegerwitwe im allgemeinen

für die Dauer ihres Lebens vor der äußerſten Not . Im öffent⸗

lichen Intereſſe liegt es aber , daß eine ſolche Frau , die meiſtens

im leiſtungsfähigſten Alter ſteht , ſelbſt auch mitwirkt an dem not⸗

wendigen Wiederaufbau und an der Neugeſtaltung des wirtſchaft⸗

lichen Lebens unſeres Volkes . Dies kann in Einzelfällen , in denen

Neigung und Befähigung vorhanden iſt , dadurch geſchehen , daß

ſie durch die Zuwendung eines beſtimmten Kapitals an Stelle des

vollen Rentenbezuges in den Stand geſetzt wird , einen landwirt⸗

ſchaftlihen Grundbeſitz zur eigenen Bewirtſchaftung und

womöglich als Heimſtätte auf Lebensdauer zu erwerben . Dabei

macht es keinen Unterſchied , ob es ſich um landwirtſchaftliche oder

gärtneriſche Betriebe , um ſtädtiſche oder ländliche Heime handelt ,

und da für dieſe Abfindung keineswegs allein rein landwirtſchaft⸗

licher Grundbeſitz in Frage kommt , können auch ſolche Krieger —

witwen berückſichtigt werden , die ihrer beruflichen Vorbildung nach

oder ihres körperlichen Zuſtandes wegen zu andauernder landwirt⸗

ſchaftlicher Arbeit nicht fähig ſind . Für den Erwerb eines unbebauten

) Zum Beſuch kranker , verwundeter und internierter Kriegsteil⸗

nehmer oder zur Beerdigung gefallener Krieger kann deren Angehörigen

bei vorliegender Bedürftigkeit auf Antrag Fahrpreisermäßigung ( halber

Fahrpreis bei Entfernungen über 50 km ) gewährt werden . Dieſe Fahr⸗

karten werden auf Grund eines Ausweiſes der Ortspolizeibehörde über

den Zweck der Reiſe verabfolgt .
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